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Angesichts der sich zuspitzenden Wohnungsmisere in Berlin hat die IL ein wohnungspolitisches
Programm vorgelegt. Der Titel der Broschüre lautet: „Das Rote Berlin (Strategien für eine
sozialistische Stadt)“. Ein solches Programm vorgelegt zu haben, das erkennen wir an, ist an sich
bereits verdienstvoll. Die Broschüre ist durchaus gut aufgebaut. Es werden, in sprachlich
ansprechender Form, weite Themenfelder der Wohnungsfrage abgedeckt, und dabei werden
zutreffende Beschreibungen der Berliner Wohnungssituation vorgenommen. Es gibt informative
Zusatzinformationen, z. B. über die Geschichte des Berliner Baufilzes, und die wohnungspolitischen
Forderungen können wir zu einem großen Teil durchaus unterschreiben.

Auch orientiert man sich an basisdemokratischen Entscheidungsstrukturen (hier der MieterInnen),
allerdings, und hier kommt unser erster Einwand, durchgehend nur in einem vorgegebenen
gesetzlich-institutionellen Rahmen. Rätestrukturen sehen anders aus und kommen auch anders
zustande. Und auch bei der, zunächst durchaus positiv zu sehenden, Ausrichtung auf
außerparlamentarische Kämpfe der Betroffenen kommt die Parlamentsfixierung, wie wir später
sehen werden, durch die Hintertür wieder herein.

Trotzdem bleibt positiv festzuhalten, dass die IL sich nicht damit begnügt, begründete Forderungen
zur Lösung der Wohnungsmisere zu formulieren, sondern das Ganze eingebettet ist in eine
strategische Orientierung, nämlich in „Strategien für eine sozialistische Stadt“. Aber spätestens
hier, bei der strategischen Orientierung, beginnen auch die Probleme.

Staatstreue

Während die IL in einem Selbstverständnispapier betont, dass ihre Politik „grundsätzlich
antagonistisch zum Staat“ stehe, ist die Strategie in der Wohnungsbroschüre der IL durchweg
anders ausgerichtet. Der Weg zum Sozialismus führt hier über die Reformierung und
Demokratisierung der vorhandenen staatlichen Einrichtungen. (S. 8) Und das alles natürlich durch
Gesetze. So fordert man z. B. den Umbau der BImA (Bundesanstalt für Immobilienaufgaben) zu einer
„Vergesellschaftungsagentur“. Oder auch, dass börsennotierte Unternehmen in öffentliches
Eigentum „überführt“ werden sollen, und ihre Neubildung soll „durch gesetzliche Regelungen
unterbunden werden.“ (S. 20)

Das Ganze atmet den Geist gesetzlich-bürokratischer (die IL würde sagen „demokratischer“)
Neuregelungen innerhalb des bestehenden Staates.

Selbst wenn die IL von „Mieter*innen-Räte“ spricht, meint sie damit nicht Organe demokratischer
Selbstermächtigung in notwendiger Konfrontation mit dem bürgerlichen Staat und kapitalistischem
Eigentum, sondern Formen von Selbstverwaltung innerhalb vorgegebener Institutionen.

So ist es denn auch kein Wunder, dass die IL zufrieden feststellt: „Die meisten dieser Ziele (des rot-
rot-grünen Berliner Koalitionsvertrages, d. V.) stimmen ohnehin eins zu eins mit langjährigen
Forderungen der stadtpolitischen Bewegung überein.“ (S. 39) Allerdings fehlt ihr im
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Koalitionsvertrag „die Vision für ein anderes Berlin“ (??) (S. 10). Alles klar?

Die IL fasst ihre Kampfausrichtung für den Sozialismus folgendermaßen zusammen: „…der
Charakter des Ganzen (Kampfes, d. V.) muss außerparlamentarisch sein. Dennoch muss mit Parteien
diskutiert werden. Parteien sind Teil des Staates, und wenn wir Teilziele umsetzen wollen, müssen
sich Parteien und Abgeordnete dafür einsetzen.“ (S. 39)

Hier also, gewissermaßen durch die Hintertür, kommt die Parlamentsfixierung wieder herein, denn
der Gesetzgeber ist bei uns das Parlament. Nicht dass es per se illegitim wäre, das Parlament von
außen unter Druck zu setzen, um Forderungen durchzusetzen, aber als strategische Orientierung so
den Sozialismus erkämpfen zu wollen („Strategien für eine sozialistische Stadt“!!), ist doch reichlich
illusorisch.

Auch kommt es einem in diesem Zusammenhang schon merkwürdig vor, dass in einer Broschüre von
43 Seiten die Wohnungsprivatisierungspolitik des rot-roten Senats 2002 bis 2011 in ganzen
dreieinhalb Zeilen abgehandelt wird.

Die IL entpuppt sich somit immer mehr, zumindest in wohnungspolitischer Hinsicht, als
außerparlamentarischer Arm der Linkspartei.

„Das Rote Wien“ als Leit(d)bild

Vieles an der Wohnungspolitik der österreichischen Sozialdemokratie in den zwanziger Jahren in
Wien war, gemessen am übrigen kapitalistischen Europa, sicherlich beeindruckend, aber Wien war
keineswegs eine „sozialistische Stadt“, sondern der reformistische Versuch, eingegrenzt auf das
Feld der öffentlichen Versorgung (insbes. Wohnen), den Kapitalismus lediglich einzudämmen. Wien
war eben keine „sozialistische Insel“ in einem kapitalistischen Land, sondern (bei aller Sympathie
für die Wohnungspolitik) eine kapitalistische Hauptstadt eines kapitalistischen Landes!

Und eines zeigt sich an diesem Beispiel ganz klar: Ein wie auch immer geartetes
„antikapitalistisches Wohnungsprogramm“ kann nur funktionieren, wenn es eingebettet ist in ein
Gesamtprogramm der sozialistischen Revolution bzw. eine Strategie der Machtergreifung und
Zerschlagung der bürgerlichen Staatsmacht. Solange die Staatsmacht nicht zerschlagen ist, ist
keine einzige Errungenschaft gesichert.

Bei der IL dagegen heißt es: Vergesellschaftung „ gelingt nur durch eine Ausweitung von Ansätzen
kollektiver Selbstverwaltung und durch die radikale Demokratisierung der bestehenden (!!!, d. V.)
staatlichen Institutionen.“ (S. 8).

Es war aber genau diese reformistische Sichtweise der Sozialdemokratie auf die Gesellschaft, die die
Zerschlagung des „Roten Wiens“ ermöglicht hat und die Machtergreifung des „Austrofaschismus“
1934 nach sich zog.

Diese Schlussfolgerung zieht die IL aber nicht, ihre Kritik bleibt halbherzig und verkürzt.

Bei der IL sieht die Bilanz dieser „reformistisch-antikapitalistischen Kommunalpolitik“ Wiens wie
folgt aus: „Das ,Rote Wien‘ war damals und ist heute ein beeindruckendes Symbol, dass auch unter
politisch und wirtschaftlich schwierigen Bedingungen die Lösung der Wohnungsfrage möglich ist.
Die SDAPÖ kam allerdings über ein konsequentes Umverteilungs- und Wohlfahrtsprogramm nicht
hinaus. Die Auswirkungen des zugrunde liegenden Interessensgegensatz der Klassen (!, welche?, d.
V.) und der kapitalistischen Produktionsweise insgesamt wurden abgemildert und durch nicht-
kapitalistische soziale Infrastruktur ergänzt. Die abwartende Haltung der Sozialdemokratie wurde



ihr dabei zum Verhängnis. Dennoch ist bis heute ihr Vermächtnis eine Inspirationsquelle mit
internationaler Ausstrahlung.“ (S. 12)

Dass die „abwartende Haltung“ (inwiefern?, womit?) integraler Bestandteil jeder „reformistisch-
antikapitalistischen“ Strategie ist, kommt der IL nicht in den Sinn.

Nebenbei, auch die Wohnungspolitik der Sozialdemokratie im Berlin der zwanziger Jahre wird als
„Vorgriff auf eine sozialistische Gesellschaft“ (S. 28) gesehen. Aber leider, leider, beklagt die IL:
„Vieles ging nicht weit genug, die Aufbrüche wurden 1933/34 (in Berlin und Wien, d. V.)
abgebrochen (!!, d. V.).“ (S. 10)

Das Ende der „reformistisch-antikapitalistischen Kommunalpolitik“ in den Katastrophen von 1933
und 1934 theoretisch derartig zu verharmlosen und zu verkürzen, ist kaum zu fassen, ist aber
angesichts der eigenen strategischen Ausrichtung nur folgerichtig.

Auf reformistischem Schleichweg zum Sozialismus

Es handelt sich beim IL-Wohnungsprogramm um eine Reformstrategie mit der „Perspektive der
Vergesellschaftung. Wohnraum darf keine Ware am Markt sein, sondern Gemeingut in
demokratischer Verwaltung.“ (S. 6) Die IL macht aus ihrer gradualistisch-kleinschrittigen (Reform-)
Strategie auch gar kein Hehl. Zur Verdeutlichung seien ein paar Aussagen zitiert,

da heißt es z. B.:

„Abschaffung des privaten Wohnungsmarktes… durch eine Reihe von Reformen…Schritt für Schritt“
(S. 7);

„ Ausweitung von Ansätzen kollektiver Selbstverwaltung“ (S. 8);

„…weiter treibende Reformen, die schrittweise den Handlungsspielraum des Immobilienkapitals
einschränken, die Spielräume für öffentliches und kollektives Eigentum erweitern“ (S. 12);

 „Daher muss erst mal kräftig Sand ins Getriebe der privaten Immobilienspekulation, bevor (!,d. V.)
wir über Rekommunalisierung reden können.“ (S. 19);

„…schrittweise Zurückdrängung von privatem Wohnungseigentum“ (S. 33).

Es wird natürlich auch positiv Bezug auf das Grundgesetz genommen, das ja Enteignung zulässt, die
vorgeschriebene Entschädigung wird dabei prinzipiell akzeptiert (S. 34).

Dazwischen, völlig unvermittelt und nicht weiter erklärt, heißt es an einer Stelle: „Die sozialistische
Stadt wird nicht konfliktfrei und als reine Reform durchgeführt werden können.“ (S. 34) Aber dann
geht’s gleich munter weiter mit den Reformen:

„Demokratisierung“ als „langer Prozess“ und „Nach und nach muss der Aufbau von lokal
verankerten Strukturen, die Punkte des Widerstands schaffen…“ (S. 36) Usw. usf., die Liste ist
beileibe nicht vollständig.

Zusammengefasst kann man sagen: Die IL hat die Vorstellung/Strategie von einer allmählichen
Ausweitung nichtkapitalistischer Freiräume, die sich zunehmend vernetzen, die bestehenden
staatlichen Strukturen demokratisieren, alles natürlich „kämpferisch“ und „von unten“, was dann
irgendwie (hier gibt es nicht zufällig eine absolute Leerstelle) die „sozialistische Stadt“ (was immer
das auch sei) ergeben soll.



Aber: So verläuft Klassenkampf nicht, und so ist er auch noch nie verlaufen. Teilerfolge sind zwar
durchaus möglich, sind aber keine sicheren „Stützpunkte“, von denen ausgehend dann „Schritt für
Schritt“ eine weitere Ausdehnung erfolgen könnte.

Solange die kapitalistische Staatsmacht besteht, sind Teilerfolge immer gefährdet. Das Hin und Her
im Klassenkampf verläuft nie geradlinig – und schon gar nicht immer in eine Richtung. Hier gibt es
tiefe Brüche, Erfolge und Rückschläge. Dass man der herrschenden Klasse die Macht stückweise
bzw. allmählich entreißen könnte, ist naiv und eine klassische Vorstellung jeder reformistischen
Strategie.

Klassenkampf?

Wer kämpft eigentlich? Die Betroffenen natürlich, – die MieterInnen! Richtig, aber niemand ist nur
MieterIn, schon gar nicht in der kapitalistischen Gesellschaft. Bei der IL ist etwas dubios die Rede
von „Schmieden von breiten Bündnissen“, „breiter Bewegung mit verschiedenen Formen des
Widerstands“, „Hineinwirken in die Gesellschaft“, von „Kultur des zivilen Ungehorsams“ etc.

Klassenkampf und ArbeiterInnenklasse gibt es nicht. Gewerkschaften auch nicht. Nun verlangen wir
von der IL nicht, dass sie unseren Klassenbegriff teilt, aber etwas genauere Ausführungen darüber,
wer aufgrund welcher Stellung in der kapitalistischen Gesellschaft BündnispartnerIn sein kann und
wer nicht, und – wenn ja – wie und wohin „Kampfzonen“ über den Wohnungsbereich hinaus
ausgeweitet werden können oder auch nicht, das kann man von einer Broschüre, die eine
strategische Orientierung bieten will, erwarten.

Hier passt auch ins Bild, dass offensichtlich niemand verschreckt werden soll. Während es an
anderer Stelle in einem Selbstverständnispapier bei der IL erfreulich klar heißt, dass die IL „das
staatliche Gewaltmonopol bestreitet“, wird in der Broschüre kirchentagskompatibel versichert:
„Jede Gewalt gegen Personen verbietet sich daher,…“ (S. 43) Wie man dieses Prinzip, z. B. bei dem
Versuch, eine Zwangsräumung zu verhindern, durchhalten will, ist uns schleierhaft.

Auch ist es vermutlich in diesem Zusammenhang kein Zufall, was in der Broschüre fehlt. Z. B. die
Forderung nach Beschlagnahme von untergenutztem Wohnraum. Als die Flüchtlingszahlen hoch
gingen und die Flüchtlinge in unwürdige Massenquartiere gepfercht wurden, hätte es sich doch
angeboten, durch Berlins Villenviertel zu ziehen mit der Forderung „Hier ist Wohnraum genug –
Beschlagnahme!“ Man hätte auf diese Weise dem rassistischen Diskurs „Innen gegen Außen“ den
revolutionären Diskurs „Oben gegen Unten“ entgegengesetzt. Aber damit lässt sich gegenwärtig
natürlich kein „breites Bündnis“ aufbauen.

Nun ist die Wohnungsfrage besonders dafür geeignet, die Klassenfrage auszuklammern, denn
ArbeiterInnenklasse und Kleinbürgertum sind beide von der Wohnungsmisere betroffen. Es ist daher
kein Zufall und typisch für kleinbürgerliche Bewegungen, in einem Bereich außerhalb der
unmittelbaren kapitalistischen Produktionssphäre (Schaffung von Mehrwert) die „soziale Frage“
(„Strategien für eine sozialistische Stadt“!!); lösen zu wollen. Darauf hat schon Engels in seiner
Schrift „Zur Wohnungsfrage“ hingewiesen.

Die IL bleibt aber auch hier nebulös. Unter „nicht-kapitalistischer Organisation von Wohnen“ kann
man sich ja vielleicht noch einiges vorstellen, aber was „nicht-kapitalistische“ Organisation „von
Stadt“ sein soll, (S. 8) müsste man schon erklären. Die Arbeitswelt gehört aber offensichtlich nicht
dazu.

Überhaupt wird die Wohnungswirtschaft gewissermaßen rein sektoral betrachtet, als ein von der
übrigen Gesellschaft streng abgrenzbarer Bereich und auch als eigenständiges Kampffeld. Das hat



in gewissen Grenzen auch seine Berechtigung, aber es muss zumindest angedeutet werden, wo
diese Grenzen überschritten werden (müssen).

Und es fehlen hier kurze Erklärungen zur polit-ökonomischen Herleitung und Verortung des
Wohnungskapitals, z. B. die Punkte: Was ist Miete überhaupt?, Grundrente, Verschmelzung der
Wohnungswirtschaft mit Finanz- und Industriekapital, Verhältnis zur Mehrwertproduktion,
Aufteilung des Profits, Bedeutung der Miete für die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft, und
damit gesamtkapitalistische Interessen an der Wohnungsfrage und dabei die Rolle des Staates etc.

Fazit: Das alles muss man nicht immer, wenn man sich zur Wohnungsfrage äußert, oberlehrerhaft
ausbreiten und man kann sich hier auch kurz halten. Aber in einer Broschüre, die den Anspruch
stellt, eine strategische Orientierung zu geben, gehören Ausführungen darüber schon dazu.

Ja! Ein revolutionäres Programm!

Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen: Auch RevolutionärInnen haben nichts gegen
reformistische Forderungen, aber sie müssen eingebettet sein in ein wohnungspolitisches
Programm, das folgende drei Prinzipien berücksichtigt:

1. Ökonomisch-gesellschaftlich muss der Wohnungssektor in den Forderungen ansatzweise
überschritten werden (z. B. entschädigungslose Enteignung von Banken,
Finanzierungsgesellschaften, der Bauindustrie usw.). Es gibt nämlich kein isoliertes
Wohnungskapital, das Kapital insgesamt ist der Feind.

2. Klassenorientierung (z. B. durch Einbeziehung der Gewerkschaften, denn schließlich beeinflussen
die Mieten die Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft und damit Lohnkämpfe).

3. Organisierung der MieterInnen in räteähnlichen Strukturen und nicht in bürokratisch-gesetzlich
vorgegebenen Gremien (was einzelne Verbesserungen in gesetzlichen gegebenen Gremien nicht
prinzipiell ausschließt, aber das sollte man nicht als Schritt zum Sozialismus verkaufen). Der
bürgerliche Staat ist nicht die freundliche Spielwiese, sondern der Feind.

Fazit

Wenn die IL vertritt, dass der herrschenden Klasse die Macht stückweise, „Schritt für Schritt“ zu
nehmen sei, so trägt sie dazu bei, reformistische Illusionen zu wecken und zu verbreiten.

Aber immerhin, dass die IL in ihrer Einleitung zu ihrem Selbstverständnis schreibt: „Wir sagen, was
wir tun – und wir tun, was wir sagen.“ (S. 6) ist berechtigt. Ihr Reformismus in der Wohnungsfrage
wird offen und ehrlich dargelegt.


